
Die  Wohnungsfrage  in  Zeiten
von Krieg und Rassismus
Aus: „Was hat der Krieg eigentlich mit mir zu tun?“

Gastbeitrag von Resa Ludvin

Du wohnst in Berlin, München oder Köln und hast massive Probleme, eine
bezahlbare Bleibe zu finden? Da bist du nicht die*der Einzige und das ist
nichts Neues. Der angespannte Wohnungsmarkt trifft in besonderen Maße
Menschen  mit  geringem  Einkommen,  tatsächlichem  oder  vermeintlichen
Migrationshintergrund (ja, Name und Hautfarbe bestimmen wesentlich über
Zu- und Absage) und Alter. In all diesen Gruppen werden Flinta (das steht für
Frauen*Lesben*Inter*Non-Binary*Trans*Agender)  nochmal  extra
benachteiligt.

Jetzt ist Krieg und Tausende flüchten täglich aus der Ukraine nach Polen,
Rumänien oder Deutschland. Sie alle brauchen ein Dach über dem Kopf. Sie
brauchen  eine  menschenwürdige  Unterbringung  –  sprich  nicht  nur  ein
Feldbett in einer Turnhalle oder Sammelunterkunft, sondern einen sicheren,
bedarfsorientierten  Rückzugsort,  Internet,  eine  Ansprechperson  für
medizinische, aufenthaltsrechtliche Fragen und und und. Und je nachdem
wie lange der Krieg geht, braucht es nicht nur kurzfristige Lösungen. Private
Unterbringung, die es derzeit überall gibt, ist zwar eine ehrenwerte Geste
der Solidarität, bedeutet aber auch Verantwortung. Nicht allen scheint klar,
dass es keine „Wochenendgäste“ sind.  Zumindest  mehrere Wochen muss
man damit planen, das jetzt zur Verfügung gestellte Bett oder Zimmer zu
vergeben .  D ie  A l te rna t i ve  für  d ie  Menschen  he iß t  sons t
Geflüchtetenunterkunft oder Schlimmeres. Je länger der Krieg dauert und je
mehr  Menschen  aufgenommen  werden,  desto  schlechter  wird  auch  die
Unterbringung  sein.  Bereits  jetzt  machen  sich  das  die  „Spanner“  und
Menschenhändler_Innen zu Nutze, die an den großen Umsteigebahnhöfen
warten und angeblich Wohnraum anbieten. Verzweifelte Frauen und Mütter
gehen ihnen aufgrund nicht vorhandener Alternativen auf den Leim. Ihnen
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droht Gewalt und Ausbeutung. Wieder einmal zeigt sich hier die besondere
Verbindung von Geschlecht und Krieg. Schon nach kurzer Zeit sind viele
Wohngebiete  unbewohnbar  geworden,  Familienangehörige  gefallen.  Ein
längerer Aufenthalt der Menschen, ob gewollt oder ungewollt, wird daher
immer wahrscheinlicher. Dafür braucht es Wohnraum. Nur ist der, gerade in
Großstädten, angeblich knapp. Bezahlbar ist er auch nicht.

Teile und Herrsche

Rassismus auf dem Wohnungsmarkt ist allgegenwärtig. Der Nährboden ist
auch  ohne  Krieg  da,  weil  hier  unterschiedliche  diskriminierte  Gruppen
gegeneinander ausgespielt  werden.  Rassismus trifft  Klassismus,  am Ende
freuen sich die profitorientierten Vermieter_Innen. Und Geflüchtete befinden
sich sehr weit unten in der Nahrungskette. Nun besteht die Gefahr, dass
selbst diese noch in „die Guten“ und „die Schlechten“ auseinanderdividiert
werden. Weiße, europäische Geflüchtete stünden in dieser Hierarchie vor
jenen, die auch aus der Ukraine geflüchtet sind,  aber beispielsweise aus
Afrika stammen und sich zum Studieren im Land aufhielten. Dann folgen erst
die  Geflüchteten  aus  anderen  Ländern,  die  bereits  hier  in  Unterkünften
leben. In Berlin geht unter Helfer_Innenstrukturen das Gerücht herum, dass
diese zu Gunsten der ukrainischen Geflüchteten die Unterkünfte verlassen
müssten. Wenn das stimmt, hieße das für die Betroffenen eine dramatische
Verschlechterung  bis  hin  zur  Obdachlosigkeit.  Flucht  ist  allgegenwärtig.
Während es in Europa eine Solidarität mit der Ukraine gibt- weiß und nah
dran-  gibt  es  überall  auf  der  Welt  andere  Konflikte  und  unhaltbare
Lebenssituationen,  die  Menschen zum Flüchten zwingen.  Dabei  geht  das
Sterben im Mittelmeer weiter. Diese Menschen stehen ganz unten.

Immer da, wo es von dem einen zu viel und von dem anderen zu wenig gibt,
entstehen Konflikte. In diesem Fall Menschen, die Wohnraum suchen. Diese
Menschen  gegeneinander  auszuspielen,  beschleunigt  die  kapitalistische
Wirtschaft  und  unterdrückt  d ie  Vereinigung  dagegen.  Die
Ausgrenzungsmechanismen  heißen  Rassismus,  Sexismus  und  Klassismus.
Eine neue rassistische Welle, die sich gegen russischsprachige Menschen
richtet, hat bereits begonnen. Menschen werden auf der Straße oder am
Arbeitsplatz angefeindet. In Berlin gab es sogar einen Brandanschlag auf



eine  russisch-deutsche  Schule.  Je  länger  der  Krieg  dauert  und  je  mehr
Geflüchtete kommen, desto mehr wird sich dies ausbreiten. Erst wird es sich
gegenüber Geflüchteten aus anderen Regionen der Welt richten, die dann
unerwünscht sind. Letzten Endes besteht aber auch die Gefahr, dass er sich
gegen Ukrainer*innen  richten  wird.  Gegen „zu  viele“  die  kämen.  Gegen
andere politische, kulturelle oder religiöse Vorstellungen. Gegen Männer, die
angeblich  kämpfen  müssten.  Gerade  das  ist  ein  beliebtes  Narrativ  von
Rechten und Reaktionären, die im gleichen Atemzug stolz auf militärische
Wehrfähigkeit  und  Standhaft igkeit  sowie  auf  ihre  Vorväter
(höchstwahrscheinlich dann auch Nazis) sind, die das zerstörte Land „alleine
aufgebaut hätten“.

Die Krisen verstärken sich

Zurück zu Rassismus auf dem Wohnungsmarkt und die Auswirkungen des
Krieges: In einer Stadt wie Berlin gibt es viel Leerstand, da mit Wohnraum
spekuliert  oder er zweckentfremdet wird.  Der Kampf um ihn hat  bereits
begonnen. Der Marktmechanismus von Angebot und Nachfrage wird zum
angeblich „unausweichlichen“ Vorwand, um den Preis in die Höhe und den
Rassismus weiter voranzutreiben. Auch jetzt gibt es Hausverwaltungen, die
offen sagen „Hier nicht mit Kopftuch“ oder „schwarze Menschen wollen wir
hier  nicht“.  Obwohl  das  verboten  ist,  helfen  hier  weder  Anzeigen  noch
Gerichte.  Menschen  werden  aus  ihnen  Wohnungen  parallel  dazu
herausgeklagt,  zwangsgeräumt.  Das  trifft  nicht  nur  linke  Hausprojekte,
sondern auch viele Menschen, deren Häuser verkauft oder saniert wurden.
Wiederum sorgt das dafür, dass es Menschen mit geringerem Einkommen
noch schwieriger haben, etwas Neues in der Stadt zu finden. Sie werden an
den  Stadtrand  oder  darüber  hinaus  verdrängt.  Zur  Unterbringung  der
Menschen  aus  der  Ukraine  werden  gerade  vom  Staat  sowie  der
Privatwirtschaft ungewöhnliche Objekte wie Hotels in der Stadt aktiviert. Die
vertriebenen Mieter_Innen fragen sich dann zu Recht: „Und warum habt ihr
einen Scheiß für mich getan?“. Der Mechanismus des Rassismus‘ greift. Die
gebeutelte Arbeiter_Innenklasse wird dann von „bürgerlichen Helfer_Innen“
als  zu  wenig  solidarisch  und  allgemein  als  rassistisch  dargestellt.  Ein
gefundenes Fressen für rechte Strukturen. Vergessen wird dabei, dass die



deutsche Arbeiter_Innenklasse keine rein weiße Gruppe ist. In Berlin sind die
Kiezkämpfe um Wohnraum geprägt von der migrantischen Linken, die Hand
in Hand über rassistische Deutungsmuster hinausgehen. Wo Rassismus ist,
muss man ihn benennen und bekämpfen. Wir als Revolutionär*innen greifen
hier im Besonderen die materielle Grundlage an und versuchen die Kämpfe
der Menschen zu verbinden.

Die Besetzung in der Habersaathstraße in Berlin Ende 2021 hat gezeigt, nur
wer  kämpft  kann  auch  siegen,  anstatt  sich  jetzt  Seit‘  an  Seit‘  mit  der
Regierung zu stellen. Die im Bund rüstet auf und liefert Waffen, die lokale
Regierung -zumindest in Berlin- hat es die ersten zwei Wochen nicht mal
geschafft, Essen für die Ankömmlinge am Hauptbahnhof zu organisieren. In
dem Haus in Berlin Mitte konnten nun ehemalige Obdachlose einziehen. Das
ist  der  Spirit  der  Stunde.  Es  braucht  nicht  nur  langfristig  mehr
Wohnungsbau, sondern auch kurzfristig Enteignung und Besetzung, um die
vielen Menschen ohne Bleibe in der Stadt unterzubringen- unabhängig vom
Aufenthaltstitel, Hautfarbe, Name, Religion oder Geldbeutel. Wohnen ist ein
Grundrecht! Das geht nur wenn wir unsere Kämpfe und Kräfte verbinden.
Daher fordern wir:

Eine Einheitsfront der Linken gegen Krieg und Rassismus!
Enteignung  und  Nutzbarmachung  sämtlichen  leerstehenden
Wohnraums!
Entschädigungslose Enteignung der Wohnungskonzerne!
Staatlich  geregelte  Wohnungsvergabe  statt  spekulierender
Privatwirtschaft!
Bezahlbaren Wohnraum für alle!
Gegen Rassismus, immer und überall!
Lasst uns unsere Kämpfe verbinden und gemeinsam die soziale Frage
angehen!



Protest  und  Widerstand  gegen
die  Räumung  der  Köpi-
Wagenburg
Z u e r s t  v e r ö f f e n t l i c h t  u n t e r :
https://arbeiterinnenmacht.de/2021/10/16/protest-und-widerstand-gegen-die-
raeumung-der-koepi-wagenburg/

Jan Hektik, Infomail 1167, 16. Oktober 2021

Giffey  und  Geisel  sind  schockiert  ob  der  Gewalt.  Gemeint  sind  damit
natürlich nicht die fast 2.000 Bullen, die den Wagenplatz unter Einsatz von
Räumpanzern und anderem Gerät räumten, die dutzende Demonstrant_Innen
und  Protestierende  seit  den  Morgenstunden  festnahmen  und  das
Räumungsurteil  am  15.  Oktober  durchsetzten.

Schließlich handelten diese ja nach den geplatzten Verhandlungen mit der
(kommunalen)  Wohnungsbaugesellschaft  Howoge  rechtens,  also  aufgrund
eines Räumungsurteils. Schließlich will sie das Gelände neben der Köpi für
ihre Profitinteressen nutzen –  und die darauf  stehende Wagenburg muss
dafür samt allen Bewohner_Innen weichen.

Gegen  die  Umsetzung  dieses  gerichtlichen  Entscheides  hatten  sich
Bewohner_Innen und Unterstützer_Innen verbarrikadiert  oder an Bäumen
angekettet.  Bereits  am frühen Morgen versammelten sich einige hundert
Menschen, um dies zu verhindern bzw. dagegen zu demonstrieren.

Eine Verhinderung der Räumung war angesichts der Abriegelung ganzer
Straßenzüge um die Köpenicker Straße und des massiven Polizeiaufgebots
von  2.000  Einsatzkräften  plus  Fuhrpark  wohl  nicht  zu  erwarten.  Die
bürgerliche Presse, die Polizei und Leute wie Giffey und Geisel stilisieren
jedoch schon das Befestigen von Zäunen, Anketten und das Nicht-Freiwillig-
Gehen zum gewaltsamen Angriff. Dabei wird unter den Teppich gekehrt, wie
weit mittlerweile die Straftat Widerstand gegen Vollstreckungsbeamt_Innen
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gefasst  werden  kann.  So  kann  die  Weigerung  wegzugehen  bereits  eine
Straftat  darstellen.  Gleichzeitig  wird  dabei  natürlich  auch unterschlagen,
dass  es  wohl  kaum  verwunderlich  ist,  wenn  sich  Menschen,  die  mit
Räumpanzern, Schlagstöcken und Pfefferspray aus ihrem Zuhause vertrieben
werden, dagegen zur Wehr setzen.

In  Wirklichkeit  werden  diese  gewaltsam vertrieben  und  zu  Obdachlosen
gemacht – in der schönen Welt der Polizei, der Presse und des scheidenden
und wohl auch zukünftigen Senats werden diese Verhältnisse aber auf den
Kopf gestellt.

Das trifft natürlich auch auf die Solidaritätsdemonstration am Abend des 15.
Oktober zu. Gegen 20 Uhr versammelten sich da mehrere tausend Menschen
– selbst die Bullen sprachen von 7.000 bis 8.000 – zur wahrscheinlich größten
Demonstration  der  autonomen  Szene  in  Berlin.  Die  Polizei  redete  von
äußerster Aggressivität. Tatsächlich waren die Menschen natürlich wütend
und empört – zu Recht. Angesichts der Brisanz der Situation, in Anbetracht
der Größe und des versammelten politischen Spektrums, das über die Szene
hinausging,  waren  die  Empörung  und  der  kämpferische  Charakter  der
Demonstration wohl nicht verwunderlich.

Die Presse stilisierte jedoch den „Kontrollverlust“ der Polizei gezielt hoch,
einen  „Kontrollverlust“,  der  sich  darauf  beschränkt,  nicht  alle
Sachbeschädigungen  verhindert  zu  haben.

Rolle des Senats
In  Wirklichkeit  geht  der  scheidende  Senat,  getrieben  von  der
Immobilienlobby und ihren Frontleuten im Innensenat, seit Jahren gegen die
noch vorhandenen besetzen Häuser systematisch vor. Der Linkspartei, der
SPD-Linken und auch den Grünen gefällt das zwar nicht – aber gegen Geisel
vorgehen tun sie nicht. Dabei ist diese Räumung nur das neueste Glied in
einer  Kette  von  Wegnahmen  linker  Freiräume  durch  den  rot-rot-grünen
Senat. Nach der Liebig34, dem Syndikat, der Meuterei und Potse/Drugstore
erkennt  selbst  ein/e  Blinde/r  einen  systematischen  Angriff.  Wer  dann
zusammenhanglos  die  daraufhin  entstehenden  Proteste  und  die  Wut  als



„Angriff  auf  den  Rechtsstaat“  und  „blinde  Zerstörungswut“  (Geisel)
bezeichnet,  verdreht  die  tatsächlichen  Verhältnisse  auf  geradezu
widerwärtige  Art.

Sicherlich  sollte  niemand  der  Illusion  anhängen,  dass  die  autonomen
Taktiken  das  Kräfteverhältnis  drehen  können.  Natürlich  werden  auch
zerschlagene Glasscheiben dem Senat wenig anhaben können. Gegen die
Angriffe  des  bürgerl ichen  Staates  können  noch  so  mil itante
Szenedemonstrationen  letztlich  wenig  bis  nichts  ausrichten.

Die Stilisierung der Proteste, einzelner zerbrochener Scheiben oder gar von
Bengalos bei den Demos zum „Gewaltexzess“ hat nicht nur nichts mit der
Realität zu tun, sie soll vor allem den Boden für eine weitere Verschärfung
von  Polizeigesetzen,  für  noch  mehr  Überwachung  und  brutalere
Durchsetzung des Rechts der Immobilienhaie bereiten. Gegen diese Hetze
und Verleumdung ist Solidarität nötig und angesagt mit allen, die gegen die
Räumung Widerstand geleistet haben und weiter leisten werden.

Wer zu den wirklichen Angriffen des Staates schweigt, erledigt letztlich den
Job  der  Wohnungskonzerne,  von  AfD,  FDP  und  CDU  und  der
Scharfmacher_Innen im alten und wohl auch zukünftigen Senat. Während
Giffey und Geisel gegen die Besetzer_Innen – und damit letztlich gegen alle,
die von Räumungen bedroht sind – hetzen, halten Grüne und vor allem auch
die Linkspartei die Füße still.

Es ist schon bezeichnend, dass ausgerechnet am 15. Oktober, dem Tag der
Räumung der Köpi-Wagenburg, SPD, Grüne und Linkspartei bekanntgaben,
gemeinsam in Koalitionsverhandlungen zu treten. Für die Mieter_Innen und
für die Hausbesetzer_Innen verheißt das nichts Gutes. So sollen die Polizei
aufgerüstet  und  die  Videoüberwachung  öffentlicher  Plätze  ausgeweitet
werden.  Die  Enteignung  der  Immobilienkonzerne  soll  hingegen  auf  eine
Expert_Innenrunde verwiesen, also auf die lange Bank geschoben werden.
Obwohl 57,6 % für die Enteignung von Deutsche Wohnen und Co. gestimmt
haben, will der zukünftige Senat das Mehrheitsvotum weiter ignorieren. So
sieht die rot-grün-rote Demokratie aus!



Doch die Tausende, die in Solidarität mit der Köpi-Wagenburg auf die Straße
gingen, die in der Enteignungsbewegung aktiv geworden sind und die mehr
als  eine  Million  Ja-Stimmen  beim  Volksentscheid  zeigen  auch,  dass  der
zukünftige Senat nicht einfach durchregieren wird können. Sie zeigen, dass
das  Potential  für  eine  Massenbewegung  von  Mieter_Innen  und
Besetzer_Innen, die Gewinnung von Hunderttausenden Mieter_Innen, für die
Aktivierung der Mitglieder von Mieter_Innenvereinen, Gewerkschaften wie
auch der Basis der Senatsparteien existiert.

Solidarität  mit  dem  Widerstand  und  allen  von  Repression
Betroffenen!
Enteignet die Immobilienhaie!


